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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

In der Frühjahrssession 2021 konnte das Parlament das Bundesgesetz über
administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts bereits
bereinigen – jedoch vorerst noch ohne die Bestimmungen zur Einführung von
Pauschalen bei der Berechnung der Kostenbeteiligung für die Post- und
Fernmeldeüberwachung (ÜPF), die der Nationalrat in ein zweites Projekt ausgelagert
und dieses der RK-NR zur Vorberatung zugewiesen hatte. 
Die verbliebenen Bestimmungen waren im Ständerat nicht umstritten. Die FK-SR hatte
sich zuvor einstimmig für den Entwurf ausgesprochen. Finanzminister Maurer wies
noch einmal darauf hin, dass mit diesem Gesetz zwar «nur» ein tiefer dreistelliger
Millionenbetrag eingespart werden könne, dass damit aber Prozesse und Abläufe
optimiert werden könnten. Der Prozess sei deshalb wertvoll, weil sich die gesamte
Verwaltung mit dem Thema «Effizienzsteigerung» befasst habe. Einstimmig, mit 43 zu 0
Stimmen, nahm der Ständerat den Entwurf an. 
Auch in den Schlussabstimmungen hiess das Parlament das Gesetz ohne Gegenstimmen
gut (Ständerat: 44 zu 0 Stimmen; Nationalrat: 193 zu 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen). 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Nationalrätin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat für eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell für die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militärische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben würden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mögliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen könnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen könnte
so ein Frühwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert. 
Bundesrat Maurer begrüsste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Prävention von Risiken führen könne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behörden könne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfällig bezüglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. 2

POSTULAT
DATUM: 13.12.2017
MARCO ACKERMANN

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Eine Motion Gschwind (cvp, JU) mit dem Titel ”Telekommunikationsnetz.
Breitbandversorgung und Hochbreitbandversorgung aller Randregionen der Schweiz“
verlangte eine steuerliche Befreiung von Investitionen öffentlicher und privater
Telekommunikationsnetzbetreiber, so dass auch in den Randregionen der Schweiz eine
Hochbreitbandversorgung aufgebaut und gewährleistet werden könne. Obschon
Bundesrat Maurer im Mai 2017 im Plenum des erstberatenden Nationalrat mahnte,
derartige Fördermassnahmen würden oft zu Lösungen führen, die vom technologischen
Fortschritt schnell obsolet gemacht würden, nahm der Nationalrat die Motion mit 101 zu
73 Stimmen (bei 16 Enthaltungen) an. 3

MOTION
DATUM: 04.05.2017
NIKLAUS BIERI
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Die KVF-SR empfahl ihrem Rat im Januar 2018, die vom Nationalrat angenommene
Motion Gschwind (cvp, JU) zur Breitbandversorgung und Hochbreitbandversorgung
aller Randregionen der Schweiz abzulehnen. Die Kommission sah eine steuerliche
Befreiung von Investitionen der Telekommunikationsnetzbetreiber als falschen Weg.
Ende Februar 2018 wiederholte Bundesrat Maurer vor dem Ständerat, was er schon im
Plenum des Nationalrates zu diesem Geschäft gesagt hatte, und bat erneut um
Ablehnung. Der Ständerat folgte seiner Kommission und dem Antrag des Bundesrates
diskussionslos. 4

MOTION
DATUM: 26.02.2018
NIKLAUS BIERI

1) AB NR, 2021, S. 712; AB SR, 2021, S. 23 f.; AB SR, 2021, S. 340
2) AB NR, 2017, S. 2120 f.
3) AB NR, 2017, S. 705 f.
4) AB SR, 2018, S. 8; Kommissionsbericht KVF-SR vom 29.01.18
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